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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 17/16102 

zur Änderung des Bayerischen Feuerwehrge-
setzes 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten 
Dr. Florian Herrmann, Josef Zellmeier, 
Norbert Dünkel u.a. CSU 

Drs. 17/16464 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur 
Änderung des Bayerischen Feuerwehrgeset-
zes 
(Drs. 17/16102) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hu-
bert Aiwanger, Florian Streibl, 
Joachim Hanisch u.a. und Frakti-
on (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/16467 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur 
Änderung des Bayerischen Feuerwehrgeset-
zes 
(Drs. 17/16102) 
hier: Altersgrenze für das Ende des aktiven 
Feuerwehrdienstes 

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Mar-
kus Rinderspacher, Stefan Schuster, 
Dr. Paul Wengert u.a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 17/16523 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur 
Änderung des Bayerischen Feuerwehrgeset-
zes  
(Drs. 17/16102) 

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Mar-
kus Rinderspacher, Stefan Schuster, 
Dr. Paul Wengert u.a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 17/16910 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur 
Änderung des Bayerischen Feuerwehrgeset-
zes  
(Drs. 17/16102) 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  mit der Maßgabe, dass folgende 
Änderungen durchgeführt werden: 

1. In der Überschrift des Gesetzes werden die 
Wörter „und des Gesetzes über Zuständigkei-
ten im Verkehrswesen“ angefügt. 

2. Die Überschrift zu § 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 1 
Änderung des  

Bayerischen Feuerwehrgesetzes“. 

3. Nach § 1 wird folgender § 2 eingefügt: 

„§ 2 
Änderung des Gesetzes  

über Zuständigkeiten im Verkehrswesen 

Das Gesetz über Zuständigkeiten im Ver-
kehrswesen (ZustGVerk) vom 28. Juni 1990 
(GVBl. S. 220, BayRS 9210-1-I), das zuletzt 
durch § 6 des Gesetzes vom 17. Dezember 
2014 (GVBl. S. 539) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. Art. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 1 wird vor dem Wort „Gemeinden“ 
das Wort „kreisangehörigen“ eingefügt. 

b) In Nr. 2 werden die Wörter „ , die kreis-
freien Gemeinden, die Großen Kreisstäd-
te“ durch die Wörter „und kreisfreien 
Gemeinden“ ersetzt. 

2. Art. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2. 

3. Dem Art. 6 wird folgender Satz 3 angefügt:  

„
3
Örtliche Straßenverkehrsbehörden, die zu-

gleich Aufgaben der unteren Straßenver-
kehrsbehörden erfüllen, unterliegen abwei-
chend von Satz 2 in beiden Funktionen der 
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Fachaufsicht der höheren Straßenverkehrs-
behörde.“ 

4. Art. 7a wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

„
1
Zur Sicherung von Einsatz- und 

Übungsstellen sowie von Veranstaltun-
gen dürfen – vorbehaltlich anderer Ent-
scheidungen der Straßenverkehrs- und 
Straßenbaubehörden sowie der Polizei – 
Führungsdienstgrade der Feuerwehr und 
Führungskräfte des Technischen Hilfs-
werks oder die von ihnen im Einzelfall 
damit beauftragten Mannschaftsdienst-
grade und Helfer die Befugnisse der Po-
lizei nach § 36 Abs. 1, § 44 Abs. 2 StVO 
und der Straßenverkehrsbehörde nach § 
45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 5 StVO ausü-
ben und die nötigen Verkehrszeichen 
und -einrichtungen an Stelle der Baulast-
träger oder Eigentümer der Straße nach 
§ 45 Abs. 5 Satz 1 StVO aufstellen.“ 

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt:  

„
3
Satz 1 gilt für Übungsstellen auf Stra-

ßen des überörtlichen Verkehrs nur, 
wenn sie zuvor mit den Straßenverkehrs- 
und Straßenbaubehörden sowie der Poli-
zei einvernehmlich abgestimmt wurden.“ 

5. Art. 8 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Ver-
kehrszentralregister“ durch das Wort 
„Fahreignungsregister“ ersetzt. 

b) In Abs. 1 wird das Wort „Verkehrszentral-
register“ durch das Wort „Fahreignungs-
register“ ersetzt. 

6. Art. 10a wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden die Wörter „des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 
7. September 2005 über harmonisierte 
Binnenschifffahrtsinformationsdienste 
(RIS) auf den Binnenwasserstraßen der 
Gemeinschaft (ABl L 255 S. 152, ber. L 344 
S. 52)“ gestrichen. 

b) In Abs. 2 werden die Wörter „des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 
12. Dezember 2006 über die technischen 
Vorschriften für Binnenschiffe und zur 
Aufhebung der Richtlinie 82/714/EWG 
des Rates (ABl L 389 S. 1)“ gestrichen.“ 

4. Der bisherige § 2 wird § 3 und seine Überschrift 
wie folgt gefasst: 

„§ 3 
Inkrafttreten“. 

 

Berichterstatter zu 1-2: Norbert Dünkel 
Berichterstatter zu 3: Joachim Hanisch 
Berichterstatter zu 4-5: Stefan Schuster 
Mitberichterstatter zu 1-2: Stefan Schuster 
Mitberichterstatter zu 3-5: Norbert Dünkel 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für 
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und 
Sport federführend zugewiesen.  
Der Ausschuss für Verfassung, Recht und Par-
lamentsfragen hat den Gesetzentwurf endbera-
ten. 

Zum Gesetzentwurf wurden die Änderungsan-
träge Drs. 17/16464, Drs. 17/16467, Drs. 
17/16523 und Drs. 17/16910 eingereicht. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetz-
entwurf und die Änderungsanträge Drs. 
17/16464, Drs. 17/16467, Drs. 17/16523 und 
Drs. 17/16910 in seiner 71. Sitzung am 17. Mai 
2017 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss e i n s t im m ig  mit den in I. enthaltenen 
Änderungen Zustimmung empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/16464 hat der Ausschuss einstimmig Z u -
s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme 
in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/16910 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 
17/16467 und 17/16523 hat der Ausschuss mit 
folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht und Par-
lamentsfragen hat den Gesetzentwurf und die 
Änderungsanträge Drs. 17/16464, Drs. 
17/16467, Drs. 17/16523 und Drs. 17/16910 in 
seiner 73. Sitzung am 1. Juni 2017 endberaten. 
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Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der 
Ausschuss e i n s t im m i g  Zustimmung zur 
Beschlussempfehlung des federführenden 
Ausschusses empfohlen mit der Maßgabe, 
dass im neuen § 3 als Datum des Inkrafttre-
tens der „1. Juli 2017“ eingefügt wird. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/16464 hat der Ausschuss einstimmig 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Auf-
nahme in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/16910 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 
17/16467 und 17/16523 hat der Ausschuss 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Dr. Florian Herrmann 
Vorsitzender 

 


